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II- I{ q 1 d~r- BeHagen zu den stenographischen Protokollen des Nati~nalr2ies 
, xiI. Gesetzgebungsperiode ' 

REpUBLIK OSTERREICH ' 
BUNDESMINISTERIUM " -101' /A. ~10 Wie~,den ...... ,: ....... J.9..~.: ... A.}~J5.~:~,t ... , .... , .... 1970.: 

__ ,(j..,;-_...,....".~_'_ Slub<nrang I " , ',,' 
PüR SOZIALE VERWALTUNG .' zu' gz;ü jJ. Trlcrhon,S7S6SS" 

Zl.50.004/7-40170 , Präs. amJ 2.Au~,. 1970 ,:,' 

~", . 

..... 

. " 

'" 

,B e a,n tw 0 r tun g 

.' der Anfrage der Abgeordneten Dr.; Halder, Landmann; 
Westreicher und G·enossen an den Herrn Bundesminister 
für soziale VerwaltUng" betreffend ~1aßnahmen zur ' 
Sicherstelluc.geilier hinreichenden ärztlichen Ver­
sorgimg der Bevölkerung in den Landgebieten (ZI.222/ 
J-NR/70). 

, . 

In der vorliegenden Anfrage wird an den Bundesininister 
für soziale Verwaltung 'die 1!'rage ßerichtet: 

Welche zielführende Maßnahme?- gedenkt'das Bundesmini­
"sterium für sozialeVerwal timt zusetzen, um eine hinrei~ " 

, " chende 'ärztliche Versorgung der. Bevölkerung in den länd­
lichen Gebieten Österreichs sicherzustellen? 

,,, 

In Beantwortung dieser Anfrage tei,le'ich Diit: ' 

Auf Grund der bestehenden'verfassungsmäßigen Verteilung,' 
der Zuständigkeiten auf dem Gebiete des Gesundheitswesens ist 

,es die Aufgabe der einzelnen Gemeinden, für, die Sicherstel-' 
lung der ärztlichen Versorgung ihrer Bevölkerlli"1g im Rahmen , 
des Gemeindesani tätsdienstes Sorg'e zu tragen. Dem Bund ist, 
hinsichtlich der ärztlichen Betreuung 'der 'Bevölkerung in den 
Gemeinden eine Einflußn~e verwehrt. 

Im Interesse der Säche ist aber 'mein Bundesministerium 
so wie bisher auch in Hinkuftjederzeit 'Pereit, '~ic'h ver.,..' 

'mitteind einzuschalten, wenn seiten~ der Gemeinden und Bun­
länder ,und der Interessenvertretungen der .Ärzteent'sprechen-,' 
de Ersuchen vorliegen. 

, '.1. 
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Zum Le.ndärzteproblemmuß grundsätzlich 'bemerkt werden, 
daß es sich beim Beruf des. Arztes um einen freien Beruf 
handelt und dem praxisberechtigten Arzt das Recht auf, 
freie Niederlassung gewährt isto EinE" unmittelbare Ein­
flußnahme meines Ministeriums auf die Niederlassung ist 
daher ausgeschlossen. Wenn sich Ärzte nach Abschluß ihrer 
Ausbildung als praktischer Arzt oder Facharzt hauptsächlich 
in den gröBeren Städten nied8rlassen, so ist dies auf die 
Vorteile hinsichtlich des erleichterten Schulbesuches ihrer 
Kinder, der besseren Möglichkeiten der geistigen Weiter­
bildung und dergleiche:::J. in größeren AnsiedlunGen zurückzu­
führen. Es liegt daher an den kleineren Gemeinden vor 
.allem in den ländlichen Gebieten" Ärzte durch. die Gewährung 
zusätzlicher wirtschaftlicher Vorteile zu veranlassen, sich 
auch in kleinen Gemeinden nied.erzulasseno 

Die stetig steigende Zahl der TUrnusärzte bm-leist, daß 
genügend ärztlicher Nachwuchs vorhanden isto Diese Zahl be­
trug am 10 Jänner 1969 :ür das gesf~te Bundesgebiet 1.829, 
davon für Tirol 20.0 ; hingeg<=::n. am ~j .. Jänner 1970., 2.0.26, 
davon ,für .T;l·rol 222~ AD. '; "Juni 1970. lauten die entsprech~n­
den Zahlen 20133,fiir Tirol 235 .. 

Ausbildungss~ätten zum prwttischen Arzt lULd zum Facharzt· 
sind sOvlohL in Tirol als auch im übrigen Bundesgebiet in ge-

. nügender, Zahl vorhanä.en~ \.Jas,. die Ausbildung zum Facharzt 
für Zahnheilku::lde anlang't, bes.chäftigt sich. mein Ministerium 
intensiv mit tlaßnahmen zur Förderung des zarillärztlichen 

.' . Nachwuchses , befüI'1.vortet vor' allem die Modernisierung und Ver­
größeru..."'l(; d.er Universitit:j.tsze.hnklinilcen .. Die Erwe:d.törung und 

, . 

der Ausbau der:Ausoildungsstätten an den d~ei Universitäta-
zabnldini-ken ist allerdings eine Angelegenheit des Hochschul~ 
wesens, vwfür mein Bundesminist erium nicht zuständig ist. 

Das Bundesministerium für soziale VervTaltung wird' 
auch ",eiterhin dem aufgel;Torfenen Problem die gebührende 
Aufmerksamkeit schenken und in Zusammenarbeit mit den 
Hochschulen, den LänderIl: und Geme~nden sO\-de der Inter­
essenvertretung der .Ärzte im Rahnlen seiner Zuständigkeit. 
die in Betracht kommenden J.Jösungsvorschläge fördern. 
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